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Oels, den lu. April 1924.

tt.
Jnserate werden bis Donnerstag mitlag in
der Geschäftsstelle angenommen — Preis für
die fünfgespaltene Petitzeile 10 Goldpfennige,
für außerhalb des Kreises Oels Wohnende

15 Goldpfennige.

Druck und Verlag
A. Ludwigs Bnchdruckerei Rothe, Politt 8; Co

in Oels.

62. Jahrgang
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HeisHliiijåc Edell-

A. Beiaiineniachnngen des Landen-is
Sets, den 16. April 1924.

Diensistunden
Vom 1. Mai 1924 ab werden die Dienststunden in der

landrätlichen und Kreisausschnßverwaltung für die Zeit von
7—--l und 21/.» 5 Uhr festgesetzt Verkehr mit dem Publikum
findet nur Vormittags statt.

 

L. I. 2642. Oels, den 15. April 1924.

Tanzlustbarkeiten am Tage der Reichstagswahl.
Am Tage der Reichstagswahl (Sonntag, den 4. 5.) sind

keine öffentlichen Tanzlustbarkeiten zu gestatten. Die für die-
sen Tag entl. bereits erteilt-en Tanzgenehmignngen sind zurück-
zuziehen ·

Ausnahmen von diesem Verbot finden nicht statt.

Verordnung
des Reichspriisidenten über Ausreisegebühren.

Vom 3. April 1924.

Auf Grund des Artikels 48 der Reic"l)sverfassung wird fol-
gendes verordnet:

§ 1.
Für Erklärungen, die ein Finanzamt über die steuerliche

Unbedenklichkeit von Auslandsreisen ausstellt (Unbedenklich-
keitsvermerke, Unbedentlichkeitsbescheinigungen) wird bis auf
Weiteres eine Gebiihr erhoben (Ausreisegebühr), soweit es sich
um Angehörige des Deutschen Reiches handelt.

§ 2.
Die Ansreisegebühr beträgt für jede Person fünfhundert

Goldmark.
Die Reichsregierung kann den im Abs. 1 bestimmten Ge-·

bührensatz ändern, insbesondere bei Reisen von längerer Dauer.
F 3.

Von der Ansreisegebühr sind befreit:
1. Kranke, die durch eine amtsärztliche Bescheinigung nach-

weisen, daß sie nach der Art ihrer Erkrankung nur an
einem Platze außerhalb Deutschlands Heilung oder Bes-
serung erwarten können;

2. erholungsbedürftige Kinder unter 14 Jahren, sofern es
sich um Reisegruppen handelt, die mindestens 5 Kinder
unter 14 Jahren umfassen; die Befreiung gilt auch für die
Transportführer;

3. Auswanderer;
4. selbständige Gewerbetreibende und deren Angestellte, sofern

die Handelskannner schriftlich erklärt, daß es sich um eine
aus geschäftlichen Gründen notwendige Reise handelt;

5. Arbeitnehmer, :d-i·e sich vorüber-gehend in das Ausland be-
geben, um nachwesislich dort ihrem Verdienst nachzugehen;

6. Beamte, sofern die vorgesse te Behörde bescheinigt, vdaß die
Reise zur Erledigung von « ienstgeschäften im Ausland er-
forderlich ist; ferner Geistliche und Mitglieder religiöser
Orden oder ordensähnlicher Kongregationen, sofern die
kirchlichen Aufsichtsbehörden oder die geistlichen Oberen be-
scheinigen, daß die Reise ins Ausland im kirchlichen Jn-
teresse liegt;  

i. Vertreter inländischer Zeitungen oder Zeitschriften, sofern
die Berufsvertretung bescheinigt, daß die Reise ins Ausland
im ji«-1,irnalistischen Interesse liegt; ferner Vertreter auslän-
discher Zeitungen oder Zeitschriften, die sich durch eine Be-
scheinignng der Pressestelle des Auswärtigen Amtes als
solche ausweisen.
Der Reichsininister der Finanzen kann weitere Befreiungen

zulassen.

§ 4— .
Gegen Verfügungen der Finanzämter, die sich auf die Er-

teilung von llnbedentlichkeitsvermerken oder Unbedenklichkeits-
bescheinigungen beziehen oder« die Ansreisegebühr zum Gegen-
stand haben, findet die Beschwerde nach den Vorschriften der
Reichsabgabenordnung (zn vergl. insbesondere §§ 224, 281,
282 der Reichsabgabenordnung) statt.

Auf Zuwiderhandljungen, die sich gegen die Bestimmungen
über die Ansreisegebühr richten, finden die Vorschriften ent-
sprechende Anwendung die für die Steuerzuwiderhandlungen in
den Paragraphen 355 bis 443 der Reichsabgabenordnung ge-
geben sind. ·

. F 6.
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 2. April 1924

ab in Kraft.
Unbedenklichleitsvermerke und Unbedenklichkeitsbescheini-

gungen, für die eine Ansreisegebühr nichtentrichtet worden ist,
behalten ihre Gültigkeit bis zum Ablauf des 10. April 1924.
Nach dem 10. April 1924 kann aus Grund solcher Unbedenk-
lichkeitsvermerke oder Unbedenklichkeitsbescheinigungen die Aus-
reise nur angetreten werden, wenn das Finanzamt die Entrich-
»tnng der Ansreisegebühr oder die Gebührensreihert bescheinigt

Berlin, den 3. April 1924.
Der Reichspriisident.

Ebert
Der Reichskanzler.

Rar;
Der Reichsminister der Finanzen.

Dr. L u t h e r.
Der Reichsminister des Innern.

Dr. I a r r e s.

F. 41. Qels, den 5. April 1924.

Stimmrecht der aus dem besetzten und den Einbruchsgebieten
des Westens Ausgewiesenen und Verdrängten.

Der Herr Reichsminister des Innern hat im Hinblick auf
die bevorstehenden Wahlen durch Verordnung vom 17. März
d. Js. verfügt, daß Stimmberechtigte, die aus dem besetzten
und den Einbruchsgebieten des Westens ausgewiesen oder durch
sonstige Maßnahmen der Besatzungsbehörden verdrängt sind, auf
ihren Antrag in die Stimmliste oder Stimmkartei ihres gegen-
wärtigen Anfenthaltsortes einzutragen sind. Sofern die Aus-
weisung oder Verdrängung erst nach Ablauf der Frist zur Aus-
legung der Stimmliste oder Stimmkartei erfolgt, erhält der
Ausgewiesene oder Verdrängte von der Gemeindebehörde seines
neuen Aufenthaltsortes aus Antrag einen Stimmschein, der ihn
zur Teilnahme an der Reichstagswahl berechtigt.
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In Preußen erhalten Ausgewiesene und Verdrängte mit
Rücksicht auf die Bestinmiungen des Preußischen Wahlrechts,
das in solchen Fällen nur die Ausstellung eines Stimmscheines
kennt, auch für die Wahl zum Reichstag in allen Fällen, also
auch bei Antragstelluug vor Ablauf der Auslegungsfrist, einen
Stimmschein

Vf. d. M. d. I. v. 2. 4. 1924 IIG 4619. 2. Ang.

Veranstaltungen unter freiem Himmel.
Nach § 3 der Verordnung des Reichspräs. v. 28. 2. 1924

(RGBl. I S. 152) sind öffentliche Versammlungen unter
eisem Himmel und Aufzüge auf öffentlichen Straßen und

· lägen verboten. Im Anschluß an Abs. 4 der Vf. v. 29. 2.
1924 —-- IIG 4538, betr. Aufhebung des militärischen Aus-
nahmezustandes (MBl. i. V. S. 225) weise ich jedoch darauf
hin, daß das erwähnte Verbot auf gewöhnliche Leichenbegäng-
nisse, die hergebrachten Umzüge der Hochzeitsgesellschaften, kirch-
liche Prozessionen, Wallfahrten und Bittgänge keine Anwen-
dung findet.

Verordnung Nr. 5
zur Verordnung des Reichspräsidenten vom 28. Februar 1924.

Die" mir durch § 2 der Verordnung des Herrn Reichs-
präsidenten über die Aufhebung des militärischen Ausnahme-
zustandes und die Abwehr staatsfeindlicher Bestrebungen vom
28. Februar 1924 erteilte Befugnis zu Beschränkungen des
Brief-, Post-, Telegraphen- und Fernsprechgehei1nnisses, zu An-
ordnungen von Haussuchungen und Beschlagnahmen sowie Be-
schränkungen des Eigentums übertrage ich auf die Landes-
zentralbehörden, in Preußen außerdem auf die Oberpräsidenten
nnd sden Polizeipräsidenten von Berlin.

Meine unmittelbare Zuständigkeit zu solchen Maßnahmen
wird hierdurch nicht berührt.

B e rlin, den 5. April 1924.
Der Reichsmiuister des Innern.

Dr. J a r r e s.

 

W. A. 1453. O els, deni 9. April 1924.
_ Herstellung von Laudarbeiterwohnungen.

Der Herr Minister für Volkswo·hlfiahrt hat neuerdings zur
Förderung des Bau-es von Lan-darbeiterwohnungen erheblich-e

eldbeträge bereit.gest-ellt-.

Diese Geldmitteil werden indess-en binnen kurzer Zeit zurück-
«sezogen werden, wenn sie nicht sofort in ausreichendem Um-
fange in Anspruch genommen werden.

Da dieser Gefahr vom sozialen-— wie volkswirtschaftlichen
Standpunkt unbedingt berge-beugt werden muß, bis jetzt aber
nach seiner Mitteilung der »Schlesischen Heimstätte« in Bres-
lau, bei den Gsutsbesitzern des Regierungsbezirks sich keinerlei
Neigung zeigt, von »der staatlichen Förderung Gebrauch zu
machen-, empfehle ich dringend Landarbeiterwohnungen mit
Hilfe der staatlichen Förderung zu bauen und schleunigst ent-
sprechen-de Anträge an sdie Darlehnsvermsittlerin — Schlesische
Heim-stätte, provinzielle Wohsnungsfürsorgegesellschafit, Bresl-au,
Sternstraße 40 —— zu richten. Die Förderung-sbeträgie, die nach
xder Grundfläche der Wohnungen- bemessen werden, sind in letz-
ter Zeit erheblich heraufgesetzt worden. Die einzige wesentliche
Verpflichtung, Ldie sder Bauherr einzugehen hat, besteht darin,
sdise Wohnung dauernd nur mit d eu tsich en Land-arbeitern zu
besetzen

Der von einigen Gutsbesitzern erhobene Einwand, daß es
Schwierigkeiten bereite, die Inhaber der neuen Wohnungen bei
Kündigung des Dienstvserhäsltnissses auch aus der Wohnung zu
entfernen, ist nicht stichha«ltig, uan muß durch den Hinweis auf
§ 33 des Mieterschutzsgesetzes vom 1. Juli 1923 (RGBl.1S.
353) entfräftigt werden.

K. I. 1519. O els, den 14. April 1924.
Reichseinkommenfteueranteile der Landgemeinden und Guts-

bezirke.

Auf Grund des Ministerialerlasses vom 22. und 26. März
d. Is. kommen an Reichseinkommensteuer zur Verteilung:

auf jeden Rechnungsanteil 290 und 310 Millionen, im
ganzen 600 Millionen.
Wegen Errechnung der Höhe der Anteile durch die Land-

gemeinden und Gutsbezirke nehme ich auf meine Kreisblatt-
bekanntmachung vom 18. März d. Js. —- Seite 59 —- bezug.

j « Die Auszahlung der
Kreisrechnungsamt.

Der Vorsitzende des Kreisausfchusses.

Vf. d. M. d. I. v. 27. 3. 1924 —- II D 180, betr.
unmittelbare Vorführung Bicschuldigter vor das Gericht.
Zur Aburteisluug im beschleunigten Verfahren des § 211

Abs. 1 St. P. O. (v-ergl. Verf. v. 5. 2. 1924 ——— II D 47, M. Bl.
i. V. S. 135) eignen sich besonders auch Bandendiebstiähle auf
dem Lande In solchen Fällen ist daher von der Befugnis zur
unmittelbaren Vorführung der Beschuldisgten vor das Gericht
unter den in der Vf. ·v. 5. 2. 1924 bezeichneten Voraussetzungen
Gebrauch zu machen.
L. I. 2448. Oel s, den« 5«. April 1924.

Vorstehenden Erlaß bringe ich den Ortspolizeibehörden zur
Kenntnis Der Erlaß vom 5. 2.1924 —- Il D 47 — ist im
Kreisblatt Seite 43 veröffentlicht

L. 1.2520. Osels, den 8. April 1924.
Trigonometrifche Vermesfmigen.

In die ein Iahre sollen in der Provinz Niederschlesien tri-
gon-omietris-« e Vermessungen des Reichsamtes für Lande-sauf-
nahme zur Ausführung gelangen Die Arbeiten werden etwa
Anfang April beginnen und im Laufe des Oktober beendet fein.

Die Ortsbehörden des Kreises werden hiermit angewiesen,
den Beamten des Reichsamtes bei Vorzeigung ihres vom Mi-
nister des Inn-ern ausgestellten Aus-weises, die geforderte Unter-
stützung usw. zu gewähren.

L. I. 2587. O els, den 9. April 1924.
Prüfung der Handels- und Anlaufserlaubnisse von Händlern
und gewerbsmäßigen Auskäufern durch laudtvirtschaftlikhe

Erzeuger.
Ich nehme erneut Veranlassung darauf hinzuweisen, daß

die Landwirte, um sich vor Strafe zu schützen, verpflichtet sind,
sich vor jedem Verkaufe von Vieh, Kartoffeln, Eiern, Butter
und Käse an Händler und gewerbsmäßige Auskäufer von Fir-
men pp. durch Einsichtnahme in die Handels- oder Ankaufs-
erlaubsnisse die Uebserzeugung zu verschaffen, daß sdie betreffen-
den Person-en zum Ankaufe der bezeichneten Erzeugthse berech-
tigg3 End (Vero-r-dnung vom 13s. 7. 1923 ——— RG-B«-s. 1923 S.
7 . . .

L. I. 2529 Oels, den 9. April 1924.
Oeffentliche Vorstellungen mit Hypnose und dergl.

Die Ortspolizeibehörden und die Landjägereibeamten weise
ich darauf hin, daß nach dein Erlaß ivom 2. Iuli 1903 (Mse·d.-
Linn-Bl. S-. 290) und vom- 6. Oktober 1919 (Med.-Min.-Bl.
S. 257) die Veranstaltung öffentlicher Vorstellungen von Ein-
wirkung-en auf den Menschen mittels Hypnose, Sugkgsestion,
Magnetismus und ähnlicher Methoden nicht gestattet werden
dürfen. Ich ersuche um genaueste Beachtung dieser Erlasse-.

K. I. 1353. O els, den 2. April 1924.

Broschüre »Der sGemeindchaushalt«.
Der Krseisausschiuß-Obersekirsetär A l b r e cht in Stoslp i. P.

hat eine Broschüre »Der Gemeindehsauishalt nach der Durch-
führung der Reiichssfinanzreform« verfaßt. Die Broschüre ent-
hält insbesondere die umfangreichen, In zahlreichen Gesetzen,
Verordnungen und Erlassen verstreut enthaltenen Bestimmun-
gen über dass Besteuerungsrecht der Gemeinden isn seiner ge-
meinverständlichen, nach Möglichkeit gekürzten Form zusammen-
gefaßt. Gleichzeitig wir-d eine Anleitung zur Augstellung eines
Gemeindehaushaltsplasnes gegeben, um seine Bele rung der Ge-
meindevorsteher, die in den meisten Fällen über das erforder-
liche Gsessetzesmateriail nicht verfügen, über diesen Stoff zu ser-
möglichen. Die in Frage kommenden Erlasse hat Oder Verfasser
nach Datum und Nummer nicht angezogen-, da einerseits die
meisten Gemeindevosrsteher über das Ministerialblatt um Nasch-
schlagen nicht v-erfü«en, und andererseits hierdurch ie Ueber-
sicht für die Gemein evorstseher nur erschwert worden wäre-.

Die Schrift, deren Anschaffung ich nur dringend empfehlen
kann, ist bei dem Selbstverlag P. Albrecht in Stop i. P., Wil-
helmstraße 32, zum Preise von 1,50 Goldmark zu beziehen-.

Der Vorsitzeude des Kreisausschufses

L. I. 2682. Oels, den 16. April 1924.
Beiträge zur Landwirtschaftslammer für 1924.

Die Landwirtschaftskammer hat zur Deckung ihrer Un-
kosten beschlossen, im laufenden Rechnungsjahre als Umlage

zustehenden Beträge erfolgt durch das

 

 3 Prozent des Grundsteuerreinertrages zu erheben. Die sich
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daraus ergebenden Beiträge find in zwei gleichen Raten ein-
Viziehen und an die Hauptkafse der Landwirtschaftskammer in

eslau abzuführen.
Die erste Rate ift bis spätestens 10. Mai d. Js. an die

Hauptkafse der Kammer abzuführen. Ueber die Erhebung der
zweiten Rate ergehen noch weitere Bestimmungen

Die Ortsbehörden des Kreises ersuche ich, den genannten
Termin unbedingt einzuhalten.

O els, den 12. April 1924.L. I. 2611.
Viehseuchenpolizeiliche Anordnung.

Unter dem Rindviehbeftande des Bauergutsbesitzers Start
Gawlich--Mittel Mühlatschütz ist die Maul- und Klauen-
feuche ausgebrochen .

 

am Lands-at

Zum Schutze gegen die Weiterverbreitun der Seuche wird
auf Grund der Paragraphen 18 ff. des Vieh euchengefetzes vom
26. 6. 1909 (RGBl. S. 519) mit Ermächtigung des Herrn
Ministers für Landwirtschaft, Domänen und Forsten bis aus
weiteres folgendes angeordnet:

Das Gehöst des Gawlieh bildet einen Sperrbezirb Für
diesen Sperrbezirk gelten die mit Verfügung vom 30. Januar
1924 (Kreisblatt Seite 23) erlassenen Anordnungen.

Oels, den 11. April 1924.
Feldhiiter.

Der Gemeindevorfteher Fritz M u n d e r in Do b e r l c
ist als Feldhüter der Gemeinde Döberle bestätigt worden.

 

  

 
Dr. Unckell

 

I

B. Bekanntmachungen anderer Behörden.
J e n k w i g, den 14. April 1924.
Warnung.

Auf dem Jagdgelände der Gemeinde Jenkwitz werden
vom 25. April bis zum 25. Mai 1924 Giftbrocken gegen
Raubzeug gelegt.

Vor Aufnahme von Fallwild wird gewarnt.

Die Herren Guts- und Gemeindevorsteher der dem Jagd-
gelände benachbarten Orte bitte ich, gefl. sofort diese Warnung
ortsüblich bekannt zu machen.

Der Amtsvorsteher.
E. Kalkbrenner.

l
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Breslau Willst-Wirt
offeriert ab ihrem hiesigen Lager, auch in kleinsten Mengem

Hafen Gerfte, Kleie
und alle anderen Futtermittel,
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Weizenmehl,
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